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Florian Streibl MdL – CSU greift endlich unsere Vorschläge auf – 
WIR stehen für bessere Lehrerbezahlung – A13-Einführung muss 
noch vor der Landtagswahl erfolgen 
  

Oberammergau / München. Florian Streibl, MdL und Fraktionsvorsitzender der FREIEN 
WÄHLER im Bayerischen Landtag, erhöht den Druck auf den Koalitionspartner. Nach der 
Ankündigung von Ministerpräsident Söder, die Bezahlung von Lehrerinnen und 
Lehrern schrittweise auf die Besoldungsstufe A13 anheben zu wollen, zeigt sich 
Florian Streibl, Abgeordneter der FREIE WÄHLER Landtagsfraktion aus 
Oberammergau zufrieden: 
 
„Jahrelang haben wir FREIE WÄHLER im Landtag bei unserem Koalitionspartner für 
eine Angleichung der Lehrerbezahlung auf A13 geworben – jetzt endlich bewegt sich 
die CSU. Eine bessere Bezahlung unserer Lehrkräfte ist schon deshalb geboten, weil 
diese seit Beginn der Corona-Pandemie und auch in der Ukraine-Krise zu den 
besonders belasteten Berufsgruppen gehören. Für diese herausragende Leistung 
gebührt ihnen größter Dank.“ 
 
Streibl führt weiter aus, er würde es begrüßen, wenn die Bayernkoalition mit der 
Einführung von A13 noch vor der Landtagswahl 2023 ein starkes Zeichen für den 
Bildungsstandort Bayern setzen könne. „Wichtig ist uns, dass eine 
Gerechtigkeitslücke geschlossen wird und sowohl Grund- als auch Mittelschullehrer 
von der besseren Bezahlung profitieren“, so der Abgeordnete weiter. 
 
Den angekündigten Härtefallfonds von bis zu einer Milliarde Euro für mittelständische 
Unternehmen, Vereine oder soziale Einrichtungen begrüße die FREIE WÄHLER-
Fraktion ebenso wie eine mögliche Klage gegen den unausgewogenen und Bayern 
einseitig belastenden Länderfinanzausgleich. 
 


